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Hebammennotstand bekämpfen: Faire Arbeitsbedingungen für Hebammen

In Deutschland herrscht ein flächendeckender Hebammennotstand. Nicht nur im ländlichen Raum müssen Gebärende

um eine Betreuung im Kreißsaal, bei Geburten in Geburtshäusern, aber auch bei der Vor- und Nachsorge bangen. Im bundes-

weiten Vergleich befindet sich Berlin auf dem vorletzten Platz, was die Verfügbarkeit einer Hebamme für das Wochenbett

angeht. Nicht selten werden Hochschwangere mit Wehen von einem Kreißsaal zum nächsten verwiesen, weil es keine

Kapazitätenmehr gibt. Die aktuellen Probleme für Hebammen und damit für die Familien sind groß, die Corona-Situation hat

wie ein Brennglas gewirkt. Viele Hebammen überlegen ihren Beruf aufzugeben.

 

Ohne faire Arbeitsbedingungen für Hebammen und eine armutssichere Bezahlung kann es keine professionelle und selbstbe-

stimmte Geburt geben.

 

Ohne gute Arbeitsbedingungen für Hebammen kein selbstbestimmtes Gebären

Gebärende sollen selber entscheiden können, wie undwo sie gebärenwollen. In der Realität scheitert dies häufig schon an der

Wahl des Geburtsorts. Es gibt schlicht nicht überall genügend Hebammen. Diese Notlage wird vor allem dadurch verschärft,

dass ein Großteil der Hebammen ihren Beruf aufgrund der hohen Belastungen in Teilzeit ausübt (fast 80 Prozent!).

 

Die aktuelle Situation birgt erhebliche Risiken für die Gesundheit von Gebärenden. Eine flächendeckende und ausreichend

verfügbare Betreuung ist darüber hinaus wichtig, damit werdende Eltern mit der Verantwortung wichtiger Entscheidungen

bezüglich des Geburtsprozesses nicht alleine gelassen werden. Geburtsmedizinische Entscheidungenmüssen von Fachperso-

nal begleitet werden. Das ökonomisierte Geburtshilfesystem verhindert oft flächendeckendeMöglichkeiten funktionierender

und vertrauensvoller Care-Beziehungen zwischen Hebamme und werdenden Eltern. Daher ist es dringend nötig, dass sich die

Arbeitsbedingungen für Hebammen verbessern.

 

Arbeitslast der Hebammen

Die Betreuung, die Hebammen leisten, ist äußerst anspruchsvoll. In Deutschland ist es gängige Praxis, dass Hebammen, trotz

der im Dezember 2020 beschlossenen S3-Leitlinie ”Vaginale Geburt am Termin“, die eine Eins-zu-Eins Betreuung unter der

Geburt vorsieht, mehrere Gebärende gleichzeitig bei der Geburt betreuen müssen. Dies ist mit einem hohen mentalen und

physischen Stress verbunden. Die Zielsetzung,währenddes gesamtenGeburtsprozesses eineHebammeander Seite zu haben,

ist im Alltag allzu oft nicht möglich. Das muss sich ändern. Hierfür ist u.a. eine rasche Aufstockung erforderlicher Voll- und

Teilzeitstellen notwendig.

Darüber hinaus fordern wir finanzielle Mittel für eine flächendeckende Aufstockung von Hilfspersonal in Kreißsälen.

 

Schnellstmögliche Abkehr vom DRG-System in der Geburtshilfe

Geburten, die mit wenig Eingreifen der Hebammen (d. h. interventionsarm) und über einen längeren Zeitraum hinweg statt-

finden, sind aktuell noch einMinusgeschäft. Das sogenannte DRG-Fallpauschalensystem setzt Hebammen unter Druck, mög-

lichst viele Geburten in möglichst kurzer Zeit durchzuführen. Dies führt u.a. auch zu Intervention, wie vaginaloperativen Ge-

burtsbeendigungen und Kaiserschnitten, die zum Teil vermeidbar sind. Hebammen stehen unter immensem Druck und auch

Gebärende sind während der Geburt verstärktem Stress ausgesetzt und das Risiko steigt, dass Gebärende Gewalt unter der

Geburt erfahren.
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Wir fordern daher die schnelle Umsetzung, der von uns als SPD bereits beschlossenen Abkehr vom DRG-System - auch in der

Geburtshilfe.

 

Geburtshilfe darf kein finanzielles Risiko für Hebammen sein!

Alle Hebammen müssen haftpflichtversichert sein. Bei angestellten Hebammen übernimmt das der Arbeitgeber, freiberuf-

liche Hebammen müssen dies jedoch selbst tun. Das sind enorme Kosten, die durch die Beantragung eines Sicherstellungs-

zuschlags abgemildert werden können. Dieser ist jedoch an bestimmte Voraussetzungen gebunden, wie beispielsweise die

Betreuung von mindestens vier Geburten jährlich, was Berufseinsteiger*innen (noch) nicht erfüllen können. Es bedarf daher

einer Entbürokratisierung des Sicherstellungszuschlags, um vor allem berufseinsteigende Hebammen zu entlasten, sowie ei-

ner staatlichen Kostenübernahme der Differenz zwischen dem ausgezahlten Sicherstellungszuschlag und der tatsächlichen

Haftpflichtprämie.

 

Akademisierung des Hebammenberufs: Ausbau berufsbegleitender Studienplätze für den Erwerb des nachträglichen Bache-

lorabschlusses

Mit dem 2020 beschlossenen Hebammengesetz wird der Hebammenberuf bis 2027 vollständig akademisiert sein. Angehende

Hebammenmüssen daher von nun an zur Berufsvorbereitung ein Studium der Geburtshilfe abschließen.

 

In der Akademisierung der Geburtshilfe liegt die Chance, Abläufe und Probleme des Berufs in aus der Perspektive der Hebam-

men zu analysieren und zu verbessern. Wir fordern in diesem Kontext vor allem Studien in Bezug auf Rassismus während der

Geburt und den Umgang mit BIPoC-Gebärenden, sowie alternative Geburtsabläufe.

 

Momentan sind diemeisten Kreißsäle so knapp besetzt, dass Studierende der Geburtshilfe während ihrer Praxiseinsätze nicht

adäquat betreut und angeleitet werden können. Um eine gute Qualität des praktischen Teils zu garantieren, muss dafür ge-

sorgt werden, dass flächendeckend ausreichend Praxisanleiter*innen in Kreißsälen zur Verfügung stehen.Wir fordern diesbe-

züglich die Schaffung von finanziellen Anreizen und niedrigschwellige Fortbildungen.

 

Zugleich geht mit der Akademisierung der Hebammenausbildung die Gefahr einer Spaltung des Berufszweigs hervor: eine

Zwei-Klassen-Gesellschaft unter studierten und ausgebildetenHebammen ist nicht akzeptabel. Unterschiedliche Bezahlungs-

standards darf es unter keinen Umständen geben.

 

Umder Entstehung vonUngleichheiten entgegenzuwirken, braucht es daher flächendeckend Angebote für ausgebildete Heb-

ammen, um nachträglich berufsbegleitend einen Bachelorabschluss zu erwerben. Derzeit gibt es jährlich lediglich eine Hand

voll dieser Nachgraduierungsplätze in Berlin. Der Bund wird aufgefordert Gelder bereitzustellen, um die Länder bei der Schaf-

fung des Angebots finanziell zu unterstützen.

 

Daher fordern wir konkret:

• Eine Eins-zu-Eins Betreuung für jede Geburt

• Verminderung der Arbeitslast von Hebammen, v. a. durch eine flächendeckende Aufstockung an Stellen und durch eine

verstärkte Förderung von Hilfspersonal (wie z.B. Reinigungspersonal) in Kreißsälen

• Schnellstmögliche Abkehr vom DRG-System in der Geburtshilfe

• Sicherstellungszuschlag auch für Berufseinsteiger*innen

• Stärkere methodische wie finanzielle Förderung von Praxisanleiter*innen in Kreißsälen
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• flächendeckendes und niedrigschwelliges Angebot an berufsbegleitendenWeiterqualifizierungsangebot

 

Überweisen an

Bundesparteitag 2023
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